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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Ursula Schönberger, Elisabeth Altmann 
(Pommelsbrunn), Gila Altmann (Aurich), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/6997 - 


Beendigung der Castor-Transporte 


A. Problem 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung u. a. aufgefordert werden, 
das Bundesamt für Strahlenschutz anzuweisen, keine Castor- 
Transporte in externe Zwischenlager mehr zu genehmigen, die 
Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente gesetzlich zu 
imtersagen und eine Wiederaufarbeitimg oder Zwischenlagerung 
abgebrannter Brennelemente aus deutscher AtommüUproduktion 
im Ausland zu unterbinden. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages, 

Mehrheitsentscheidung 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, daß die Sicherheit 
der Beförderung radioaktiver Stoffe in der Bundesrepublik 
Deutschland bei Beachtung der umfangreichen verkehrsrecht- 
lichen Beförderungsvorschriften und der ergänzenden atomrecht- 
lichen Genehmigungsvoraussetzungen gewährleistet ist. 


C. Alternativen 

Annahme des Antrages bzw. eines im Ausschuß von der Fraktion 
der SPD gestellten Antrages (s. Bericht). 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 13/6997 abzulehnen. 


Bonn, den 10. Dezember 1997 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Hans Peter Schmitz (Baesweiler) 

Kurt-Dieter Grill 

Dietmar Schütz (Oldenburg) 

Vorsitzender 

Berichterstatter 

Berichterstatter 


Michaele Hustedt 

Dr. Rainer Ortleb 


Berichterstatterin 

Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Kurt-Dieter Grill, Dietmar Schütz (Oldenburg), 
Michaele Hustedt und Dr. Rainer Ortleb 


I. 

Der Antrag auf Drucksache 13/6997 wurde in der 
160. Sitzung des Deutschen Bundestages am 27. Fe- 
bruar 1997 zur federführenden Beratimg an den Aus- 
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit sowie zur Mitberatimg an den Ilmenausschuß, 
den Ausschuß für Wirtschaft imd den Ausschuß für 
Verkehr überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mehrheitlich emp- 
fohlen, den Antrag abzulehnen. Der Beschluß wurde 
mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS gefaßt. 

Der Innenausschuß imd der Ausschuß für Verkehr 
haben mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P, gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN imd der Gruppe der 
PDS bei Stimmenthaltimg der Fraktion der SPD emp- 
fohlen, den Antrag abzulehnen. 


IL 

Mit dem Antrag soU die Bundesregienmg u. a. auf- 
gefordert werden, das Bundesamt für Strahlenschutz 
anzuweisen, keine Castor-Transporte in externe Zwi- 


schenlager mehr zu genehmigen, die Wiederaufar- 
beitung abgebrarmter Brennelemente gesetzlich zu 
untersagen und eine Wiederaufarbeitung oder Zwi- 
schenlagenmg abgebrarmter Brennelemente aus 
deutscher AtommüUproduktion im Ausland zu unter- 
binden. Schheßhch soU die Observierung von Atom- 
kraftgegnerinnen und Atomkraftgegnem durch den 
Verfassungsschutz eingestellt werden. Zur Begrün- 
dung wird u. a. darauf hingewiesen, daß die Strahlen- 
belastung im normalen Transportbetrieb nicht un- 
bedenklich sei, und zudem die aktue Gefahr eines 
Unfalls bei den Transporten bestehe. Die Wiederauf- 
arbeitung abgebrannter Brennelemente sei keine 
Lösung, sondern eine Verschiebung, Vertagung und 
Vervielfachung des Atommüllproblems. Die Bespit- 
zelung der Atomkraftgegnerinnen und Atomkraft- 
gegner widerspreche den Gnmdsätzen eines freiheit- 
hch-demokratischen Rechtsstaates. 

III. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Antrag in seiner Sitzung am 
10. Dezember 1997 beraten. 

Von seiten der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
wurde darauf hingewiesen, daß aus den Kernkraft- 
werken in Norddeutschland mit BiUigung der von 
der SPD geführten Landesregierungen in den letzten 
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Jahren weit über 100 Castor-Transporte zu den Wie- 
deraufbereitungsanlagen in Cap La Hague und in 
Sellafield mit dem Ziel dmchgeführt worden seien, 
eine Einlagenmg in Gerieben bzw. Ahaus zu vermei- 
den. Wenn jetzt auch im Antrag der Fraktion der SPD 
(s. Anlage) die Einstellung solcher Transporte gefor- 
dert wird, so lasse sich dazu niu* feststellen, daß hier 
offensichtlich mit zweierlei Maß gemessen werde. Es 
sei auch darauf aufmerksam zu machen, daß die 
Koalitionsfraktionen in ihrem Entschheßimgsantrag 
bei der Verabschiedung der Novelle ziun Atomgesetz 
festgestellt hätten, daß bei entsprechendem Bedarf 
weitere regionale Zwischenlager imter Berücksichti- 
gung der regionalen Ausgewogenheit der Standorte 
zu errichten seien. Bis 1990 habe keine SPD-geführte 
Landesregierung die , zentralen Zwischenlager in 
Frage gestellt. Bis zu diesem Zeitpunkt sei von kei- 
nem SPD-geführten Bmidesland beantragt worden, 
die Zwischenlagerung bei den Kernkraftwerken vor- 
zunehmen. Vielmehr seien mit Unterstützung der 
SPD die Kapazitäten für die zentralen Zwischenla- 
gerstandorte bestimmt worden. Von seiten der Frak- 
tion der SPD sei die dezentrale Lagenmg an Kern- 
kraftwerken vehement abgelehnt worden. 

Von seiten der Fraktion der SPD wurde ein Ände- 
rungsantrag (s. Anlage) zum vorhegenden Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgelegt. 
Ausgangspunkt für die Fraktion der SPD sei, daß 
man den Ausstieg aus der Nutzung der Atomenergie 
woUe, während die Koaütionsfraktionen sich für 
einen Energiemix unter Einschluß der Nutzung der 
Kernenergie einsetzten. Bei der Entsorgung setze 
sich die Fraktion der SPD für eine direkte Endlage- 
rung ein. Die internationalen Verträge im Hinbhck 
auf die Wiederaufarbeitung seien allerdings einzu- 
halten oder neu zu verhandeln. Regionale Zwischen- 
lager halte man als Übergangslösung auch für geeig- 
neter als die Kompaktlager in den Atomkraftwerken 
selbst. Vor diesem Hintergnmd seien also regionale 
Zwischenlager auch in Süddeutschland auszuwei- 
sen. Die Position, erst die Lager in Gorleben und 
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Ahaus zu füllen und dann erst in Süddeutschland 
entsprechende Lager auszuweisen, könne nicht rich- 
tig sein. Hier müsse es ein „Burden-sharing" geben 
und darüber müsse verhandelt werden. Die Trans- 
porte zu diesen Lagern müßten natürheh dmehge- 
führt werden. Sie seien aber so lange zurückzustel- 
len, bis das neue Entsorgungskonzept auch existiere. 
Was die Frage der Überwachimg durch den Verfas- 
simgsschutz anbelange, halte man sich an die Posi- 
tion der eigenen für die Polizei zuständigen Landes- 
minister. Man könne daher der hierzu von der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gestellten Forde- 
rung auch nicht zustimmen. 

Von seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wurde ausgeführt, es hege nicht in der Regelungs- 
kompetenz der Landesregienmgen, die Castor- 
Transporte zu den Wiederaufbereitungsanlagen im 
Ausland zu verbieten. Solange es völkerrechtiieh ver- 
bindhehe Vereinbarungen zwischen der Bimdes- 
republik Deutschland, Frankreich und Großbritan- 
nien gebe, seien den Landesregierungen die Hände 
gebunden. Einem gesetzüchen Verbot der Wieder- 
aufarbeitimg würde man gerne seine Zustimmung 
geben. Der Vorschlag der Fraktion der SPD, in 
Süddeutschland Zwischenlager auszuweisen, werde 
dem Problem nicht gerecht, sondern verschiebe es 
nur zeitheh und örtheh. Von daher lehne man den 
Antrag der Fraktion der SPD ab. 

Der Ausschuß lehnte mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FD.P. sowie der Gruppe der PDS gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD den Antrag der Fraktion der 
SPD (s. Anlage) ab. 

Der Ausschuß beschloß mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FD.P. gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Grup- 
pe der PDS bei Stimmenthaltimg der Fraktion der 
SPD dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den 
Antrag auf Drucksache 13/6997 abzulehnen. 


Kurt-Dieter Grill Dietmar Schütz (Oldenburg) Michaele Hustedt Dr. Rainer Ortleb 

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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Anlage 


SPD-Bundestagsfraktion 

Umweltausschuß 


Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zu dem Antag der Fraktion 
BÜNDNiS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/6997 - 


Beendigung der Castor-Transporte 

Der Bundestag wolle beschheßen: 

1. Der Deutsche Bxmdestag stellt fest: 

Das Entsorgungskonzept des Bundes ist überholt 
xmd muß neu erarbeitet werden. 

n. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung auf: 

1. Castor-Transporte so lange zurückzustellen, bis 
ein neues Entsorgungskonzept ohne Wieder- 
aufarbeitung vorgelegt ist. 

2. Die internationalen Verträge zur Wieder- 
aufarbeitung abgebrannter Brennelemente 
schnellstmöglich zu kündigen. 


3. Regionale Zwischenlager auch in Süddeutsch- 
land auszuweisen. 

Bonn, den 9. Dezember 1997 


Begründung 

Das Entsorgungskonzept aus dem Jahre 1979 ist 
überholt, die Eignung der bisher vorgesehenen End- 
lagerungsstandorte in Salzgitter (Grube KONRAD) 
und Gorleben nach wie vor nicht endgültig geklärt. 

Die Regionalisienmg der Entsorgung zwecks Ver- 
meidung von Castor-Transporten ist seit den ge- 
scheiderten Energiegesprächen von der Bundesre- 
gierung nicht vorangebracht worden. 

Die Wiederaufarbeitung hat sich als zu gefährlich 
und viel zu teuer im Vergleich zur direkten Endlage- 
rung erwiesen. Die internationalen Verträge sind zu 
kündigen. 

Deshalb muß die Bundesregierung unter Beachtimg 
dieser Entwicklimg ein neues Konzept für eine regio- 
nal ausgewogene Entsorgung nuklearer Abfälle ent- 
wickeln. Dabei ist mindestens ein Standort für ein 
Zwischenlager in Süddeutschland vorzusehen. 
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